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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Konrad Weiß (Berlin) 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/6920 — 


Bewachung von sicherheitsrelevanten Einrichtungen des Bundes durch ehemalige 
Stasi-Mitarbeiter 


Im Zusammenhang mit dem Konkurs der Berliner Commercial Service 
Group (CSG-Holding) wurde bekannt, daß diese Firma und ihre Toch- 
terunternehmen in Berün und in den ostdeutschen Bundesländern auch 
für zahlreiche sicherheitsrelevante Einrichtungen des Bundes, darunter 
der Bundeswehr, Wach- und Sicherungsdienste geleistet hat. 


Vorbemerkung 

Wegen der Vielzahl der beteiligten Stellen kann die Kleine 
Anfrage zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschließend beantwortet 
werden. Die Bundesregierung wird unaufgefordert nachberich- 
ten, sobald noch ausstehende Antworten vorhegen. 


1. Trifft es zu, daß die CSG und ihre Tochterunternehmen, darunter 
die ALWAS Berlin und die Allgemeine Wach- und Sicherungs- 
gesellschaft mbH Frankfurt/Oder, für Einrichtungen des Bundes, 
insbesondere der Bundesregierung und der Bundeswehr, Wach- 
und Sicherungsdienste geleistet haben? 


Ja. 


2. Wenn ja, welche Einrichtungen des Bundes, insbesondere welche 
sicherheitsrelevanten Einrichtungen der Bundesregierung oder der 
Bundeswehr wurden in welchem Zeitraum von welchem Unterneh- 
men der CSG-Gruppe überwacht? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
18. März 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Im Bereich des Bundesministeriums der Finanzen wurden fol- 
gende Bewachungsfirmen eingesetzt: 

— Commercial Service Group (CSG), 

— Alwas Wachschutz GmbH, 

— Alwas Wachschutz Brandenburg/West GmbH. 

Bewacht wurden in erster Linie leerstehende, ungenutzte Lie- 
genschaften, die von den ehemaligen sowjetischen Streitkräf- 
ten oder der NVA übernommen wurden, sowie nachstehend 
einzeln auf geführte Liegenschaften: 

— Berlin-Bitte, Am Werderschen Markt/Kurstraße (ehemaliges 
Haus der Parlamentarier) - Bewachung und Zugangskon- 
trolle vom 1. Januar 1991 bis 31. Mai 1993, 

— Berlin-Mitte, Breite Straße 1-9 (ehemaliges Staatsrats- 
gebäude) - Bewachung vom 1. November 1991 bis 31. Ja- 
nuar 1993, 

~ Berlin-Prenzlauer Berg, Storkower Straße 118/1 18 a ( Ar- 
beit s Verwaltung) - Bewachung vom 1. Juli 1993 bis 28. Fe- 
bruar 1994, 

— Berlin-Friedrichshain, Frankfurter Tor 8 a (Dienstgebäude 
Bundesbauamt Berlin III) - Bewachung und Zugangskon- 
trolle vom 1. Januar 1993 bis 15. Januar 1994, 

— Berlin-Wedding, Themsestraße 4-6 und 8-10 (Baustelle) - 
Bewachung vom 7. September 1993 bis 15. Januar 1994. 

Die Firma CSG Wachschutz GmbH war durch Übernahme der 
Firma Werner-Loesch-GmbH & Co im Zeitraum April 1993 bis 
Februar 1994 für die Treuhand-Geschäftsstelle (TH-GS) Berlin 
tätig; ab 12. Februar 1994 wurde die Bewachung dieser TH-GS 
der Wachschutz-Firma Raab Karcher Sicherheit GmbH über- 
tragen. 

2. Von Dezember 1990 bis zum 11. Februar 1994 wurden Dienst- 
leistungen der Firma CSG Wachschutz Werner Loesch GmbH 
für die Außenstelle des Bundesministeriums für Gesundheit in 
der Rathausstraße, 10178 Berlin, für die Innen- und Außenbe- 
wachung sowie für ein Objekt des Bundesgesundheitsamtes im 
Pforten-Tagesdienst und für eine Streifenfahrt für ein anderes 
Objekt in Anspruch genommen. 

3. Das Dienstgebäude Taubenstraße 42/43 des Bundesministe- 
riums für Frauen und Jugend (vormals Johannes-Dieckmann- 
Straße) wurde seit 1990 von dem Unternehmen „Wachschutz 
Berlin Werner Loesch GmbH & Co (gegründet 1923)'^ bewacht. 
Zu den Aufgaben des Wachschutzes gehören der Pfortendienst 
und regelmäßige Revierkontrollen. 

Im September 1993 hat die Firma Wachschutz Berlin den 
Geschäftsbetrieb an die „CSG- Wachschutz GmbH'' verkauft. 
Die CSG- Wachschutz GmbH ist ohne jede Änderung in die 
bestehenden Verträge eingestiegen; das Personal wurde nicht 
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gewechselt. Nach dem Konkurs der CSG-Wachschutz GmbH 
im Februar 1994 ist in die bestehenden Verträge das Unterneh- 
men „Allgemeine Sicherheitsdienste GmbH" eingestiegen. 

4. Das Umweltbundesamt in Berlin hat sich in der Zeit vom 
1. Januar 1991 bis zum 14. Januar 1994 der Dienste der Be- 
wachungsfirma Alwas bedient. 

5. In der Zeit von 1991 (ein Objekt erst ab 1992) bis Januar/ 
Februar 1994 wurden neun Objekte aus dem Bereich des Bun- 
desministeriums der Verteidigung von der Firma Alwas be- 
wacht. 

6. Bis zum Antrag auf Einleitung des Konkursverfahrens war die 
Firma CSG Wachschutz GmbH als Rechtsnachfolgerin der 
Werner Loesch Wachschutz GmbH beim Bundesverwaltungs- 
gericht mit Wachaufgaben betraut. Die Bewachung erfolgte 
von Montag bis Freitag 21.00 Uhr bis 6.00 Uhr und von Freitag 
20.00 Uhr bis Montag 6.00 Uhr. 

7. Im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit sind Dienstleistungen 
der genannten Bewachungsfirmen für das Dienstgebäude des 
Landesarbeitsamtes Sachsen- Anhalt-Thüringen in Halle, Mer- 
seburger Straße 196, in Anspruch genommen worden. Es be- 
standen folgende Vertragsverhältnisse: 

— Wachschutz Berlin (23. November 1992 bis 31. März 1993), 

— Werner-Loesch-GmbH & Co KG, Regionalverwaltung Sach- 
sen-Anhalt, Delitzscher Straße 54, Halle (23. März 1993 bis 

8. August 1993), 

— ALWAS Wachschutz GmbH, Petersburger Straße 18, Berlin 
(9. August 1993 bis 30. November 1993), 

— ALWAS Wachschutz Sachsen- Anhalt GmbH i. Gr., Delitz- 
scher Straße 54, Halle (ohne Vertragsurkunde bis 18. Januar 
1994), 

— Mitteldeutsche Wachschutz GmbH, MDW, Freiimfelder 
Straße 87, Halle (mit Schreiben vom 19. Januar 1994 wurde 
mitgeteilt, daß die Firma ALWAS die Bewachung einstellen 
würde und die Firma MDW in den bestehenden Vertrag 
eintreten wollte). 

Der Wechsel der Vertragspartner ist ausschließlich auf Firmen- 
aufkäufe oder Namensänderungen zurückzuführen. 


3. Hatten dabei die Angehörigen der Wach- und Sicherheitsdienste 
Zutritt oder Schlüsselgewalt zu Räumen oder Einrichtungen, in 
denen sich sicherheitsrelevante oder datenschutzwürdige Unter- 
lagen der Bundesregierung, der Bundeswehr oder anderer Dienst- 
stellen des Bundes befinden? 

4. Hatten die Angehörigen der Wach- und Sicherheitsdienste Zugang 
oder Schlüsselgewalt zu Räumen, in denen sich sicherheits- 
relevante Einrichtungen der elektronischen Datenverarbeitung der 
Bundesregierung, der Bundeswehr oder anderer Dienststellen des 
Bundes befinden? 

5. Hätten die Angehörigen des Wach- und Sicherheitsdienstes im Not- 
oder Katastrophenfall Zugang bzw. Zugriff zu den unter Fragen 3 
und 4 genannten Einrichtungen bzw. Datenträgern gehabt? 
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Die Angehörigen der Wach- und Sicherheitsdienste hatten keinen 
Zugang zu Räumen, in denen sich Verschlußsachen befanden. 


6. Trifft es zu, daß der atomare Forschungsreaktor des Hahn-Meitner- 
Instituts in Berlin von einem Unternehmen der CSG-Holding 
bewacht und gesichert wurde? 


Das Hahn-Meitner-Institut in Berlin, das der Fachaufsicht des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung beim Vollzug des 
Atomrechts unterliegt, ist von keinem Unternehmen der CSG- 
Holding bewacht und gesichert worden. 

Seit 1. März 1973 bestand zwischen der Hahn-Meitner-Institut 
Berlin GmbH (HMI) und der Firma Wachschutz Gross Berlin, 
später Wachschutz Werner Loesch GmbH & Co KG, ein Be- 
wachungsvertrag. Als diese Firma in finanzielle Schwierigkeiten 
geriet und am 28. März 1993 mit der Firma CSG Security Service 
GmbH einen Übernahmevertrag schloß, kündigte das HMI den 
Bewachungsvertrag zum 31. Juli 1993. Die Bewachung wurde bis 
zu diesem Zeitpunkt vom Personal der Wachschutz Werner 
Loesch GmbH & Co KG durchgeführt. 

Seit dem 1. August 1993 besteht ein Bewachungsvertrag mit der 
Bewachungsfirma Raab Karcher Sicherheit GmbH Berlin, einer 
Tochter des VEBA-Konzerns. 


7. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse bestätigen, wonach der 
frühere Geschäftsführer und Miteigentümer der ALWAS, K. V., 
Offizier im besonderen Einsatz (OibE) bei der Abteilung IX des 
Ministeriums für Staatssicherheit der DDR und führender Funktio- 
när der SED gewesen ist? 

8. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse bestätigen, wonach ein 
führender Mitarbeiter der CSG-Holding, P. F., ehemaliger Offizier 
der HA-Aufklärung des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR 
gewesen ist? 

9. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse bestätigen, wonach der 
Miteigentümer der ALWAS, M. H., Offizier des Ministeriums für 
Staatssicherheit der DDR gewesen ist? 

10. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse bestätigen, wonach der 
Finanzexperte der CSG-Holding und spätere Geschäftsführer der 
ALWAS Berlin, L. G., ehemaliger leitender Mitarbeiter des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung gewesen ist? 

11. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse bestätigen, wonach ein 
weiterer Geschäftsführer der ALWAS-Gruppe, H. W., Major der 
Nationalen Volksarmee und hauptamtlicher leitender Mitarbeiter 
einer Stasi- Abteilung innerhalb der NVA gewesen ist? 

12. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse bestätigen, wonach ein 
weiterer leitender Mitarbeiter der ALWAS, D. R., Polit- Offizier der 
NVA und Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit der 
DDR gewesen ist? 


Ohne konkrete personenbezogene Angaben zu einzelnen Mit- 
arbeitern können eventuelle Erkenntnisse nicht abgefragt 
werden. 
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13. Sind der Bundesregierung weitere ehemalige führende Stasi- oder 
NVA-Offiziere oder SED-Funktionäre bekannt, die in der Unter- 
nehmensgruppe tätig waren, und wenn ja, welche? 

14. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse bestätigen, wonach ein 
sehr hoher Prozentsatz der bei der ALWAS-Gruppe Beschäftigten 
ehemalige Angehörige des Ministeriums für Staatssicherheit ge- 
wesen sind, und wenn ja, wie hoch ist nach den Erkenntnissen der 
Bundesregierung dieser Anteil? 


Der Bundesregierung liegen bisher keine diesbezüglichen 
Erkenntnisse vor. 


15. Wurden die führenden Mitarbeiter der ALWAS-Gruppe vor Auf- 
tragserteilung einer Sicherheitsprüfung unterzogen? 


Nein. 


16. Sind die bei der Bewachung und Sicherung von Einrichtungen der 
Bundesregierung, der Bundeswehr oder sonstiger Behörden des 
Bundes eingesetzten Mitarbeiter privater Wach- und Sicherungs- 
dienste den zuständigen Bundesbehörden namentlich bekannt, und 
wurden oder werden sie vor Einsatz in sicherheitsrelevanten Berei- 
chen einer Sicherheitsprüfung unterzogen? 


Einer Sicherheitsüberprüfung, die sich auf eine Tätigkeit für das 
MfS der ehemaligen DDR bezieht, können Mitarbeiter privater 
Wach- und Sicherheitsdienste nur unterzogen werden (und wer- 
den es ausnahmslos auch), wenn sie mit sicherheitsempfindlichen 
Tätigkeiten im Sinne der Sicherheitsrichtlinien der Bundesregie- 
rung (bzw. künftiges Sicherheitsüberprüfungsgesetz) betraut wer- 
den sollen. Diese Tätigkeiten beziehen sich nur auf den Schutz 
von Verschlußsachen. Bei anderen sicherheitsrelevanten Tätig- 
keiten, etwa des Objektschutzes, fehlen die rechtlichen Instru- 
mente zur Feststellung einer früheren MfS-Mitarbeit, soweit es 
sich nicht um Tätigkeiten zum Schutz sicherheitsempfindlicher 
Stellen von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen 
im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 6 g des Stasi-Unterlagengesetzes 
handelt. 

In diesen Fällen behelfen sich einzelne Behörden dadurch, daß sie 
Einsicht nehmen in polizeiliche Führungszeugnisse (BMWi, Deut- 
sches Patentamt) und Bewerbungsunterlagen (BMWi), Auskünfte 
aus dem Bundeszentralregister gemäß § 4 1 BZRG einholen (BMF) 
oder Regelungen in die Bewachungsverträge aufnehmen, wonach 
nur sicherheitsüberprüfte und nicht im ehemaligen MfS angesie- 
delte Mitarbeiter eingesetzt werden (Bundesverwaltungsamt zur 
Bewachung und Sicherung der Außenstelle Berlin-Lichtenberg) 
oder schriftliche Erklärungen der Mitarbeiter gefordert werden, 
daß sie nicht für das frühere MfS/ ANS tätig waren (BMVg). 

Die zur Bewachung und Sicherung von Einrichtungen der ober- 
sten Bundesbehörden eingesetzten Mitarbeiter privater Wach- 
und Sicherheitsdienste sind dort (BMFJ) in der Regel namentlich 
bekannt. 
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Mitarbeiter von privaten Bewachungsunternehmen, die im nach- 
geordneten Bereich des BMF (ohne Zoll), des BMV und des BMJ 
eingesetzt werden, sind den Dienststellen nur teilweise bekannt. 
Im nachgeordneten Bereich des BMV wurden jedoch dort in 
sicherheitsrelevanten Bereichen keine Fremdfirmen eingesetzt. 
Falls sie sich Zugang hätten verschaffen können, wurden sie in 
der Regel von verwaltungseigenen Kräften begleitet oder mußten 
bei ihnen Weisung einholen. 

Im Bezirk der Oberfinanzdirektion Cottbus (ZoVA) wird zur 
Bewachung des Zollfahndungsamtes - Gebäude in Kleinmach- 
now - ein privates Wachunternehmen eingesetzt. Die Namen der 
eingesetzten Mitarbeiter sind nicht bekannt. Sie wurden auch 
keiner Sicherheitsüberprüfung unterzogen. Allerdings haben die 
Mitarbeiter auch keinen Zugang zu Gebäuden; sie betreiben 
lediglich Außenüberwachung. 

Die Mitarbeiter der von der Oberfinanzdirektion Frankfurt am 
Main eingesetzten privaten Wachunternehmen sind ebenfalls 
nicht bekannt. Eine Sicherheitsüberprüfung hat auch in diesem 
Fall nicht stattgefunden. 

Mitarbeiter von privaten Bewachungsunternehmen, die im 
Bereich der Treuhandanstalt eingesetzt werden, sind in der TH- 
Zentrale vollständig, in den Geschäftsstellen überwiegend 
namentlich bekannt. 

Die für die TH-GS Frankfurt (Oder) tätige Wachschutzfirma hat 
nach dem Konkurs der Allgemeinen Wach- und Sicherungsgesell- 
schaft mbH Frankfurt (Oder) - Alwas - eine Reihe von deren 
Mitarbeitern übernommen und einschlägig überprüfen lassen; 
dabei wurde nichts Belastendes festgestellt. 

Die zur Bewachung beim Bundesgerichtshof (Dienstgebäude Gar- 
tenstraße), beim Bundesfinanzhof und beim Bundesdisziplinar- 
gericht eingesetzten Mitarbeiter privater Bewachungsunterneh- 
men sind dort nicht namentlich bekannt; ein Einsatz in „sicher- 
heitsrelevanten" Bereichen erfolgt nicht. Die Mitarbeiter des pri- 
vaten Wachunternehmens beim Bundesverwaltungsgericht 
waren dort seit mehr als zehn Jahren namentlich bekannt. Sie 
gehörten bereits dem Rechtsvorgänger des in Konkurs gegange- 
nen Wachunternehmens, der Firma Werner Loesch Wachschutz 
GmbH, an. Das ab 1. März 1994 beauftragte private Wachunter- 
nehmen hat sich vertraglich verpflichtet, Mitarbeiter einer Sicher- 
heitsüberprüfung (Mitgliedschaft in SED/Staatssicherheit) zu 
unterziehen und, sollte sich eine maßgebliche Mitarbeit bei der 
SED oder bei der Staatssicherheit herausstellen, diese beim 
Bundesverwaltungsgericht nicht mehr einzusetzen. 


17. Kann die Bundesregierung Informationen bestätigen, wonach D. R. 
und H. W. nach dem Konkurs der CSG-Holding erneut eine Wach- 
schutzfirma, die Firma FEMOS, gegründet haben, und hat die 
Bundesregierung dieses Unternehmen mit der Bewachung und 
Sicherung von Einrichtungen des Bundes, insbesondere der 
Bundesregierung und der Bundeswehr, beauftragt? 
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Vergleiche Antwort zu den Fragen 7 bis 12. 


18. Kann die Bundesregierung Informationen bestätigen, wonach nach 
dem Konkurs der CSG-Holding eine Auffanggesellschaft für die 
ALWAS, die ASS Berlin, gegründet wurde, und hat die Bundes- 
regierung dieses Unternehmen mit der Bewachung und Sicherung 
von Einrichtungen des Bundes, insbesondere der Bundesregierung 
und der Bundeswehr, beauftragt? 


Anhaltspunkte dafür, daß es sich bei der ASS Berlin um eine Auf- 
fanggesellschaft für die „Alwas" handelt, liegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. 

Die ASS Berlin wird zur Zeit für die Bewachung folgender Liegen- 
schaften im Bereich des BMF eingesetzt: 

— Berlin-Friedrichshain, Frankfurter Tor 8 a (einschließlich Zu- 
gangskontrolle), 

~ Berlin-Wedding, Themsestraße 4-6 und 8-10, 

— Berlin-Reinickendorf, Kurt-Schumacher-Damm 160 u. a. 

Darüber hinaus hat das Umweltbundesamt zur Zeit die Bewa- 
chungsfirma ASS mit Firmensitz in 22305 Hamburg, Fuhlbuttler- 
straße 108, Niederlassung Berlin, mit der Bewachung und Siche- 
rung des Dienstgebäudes beauftragt. 


19. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, die die Ver- 
mutungen der ÖTV Berlin und der Betriebsräte der ehemaligen 
CSG bestätigen, daß die Unternehmen der CSG-Holding auch zur 
Geldwäsche bzw. zur Verschleierung von Vermögenswerten der 
SED/PDS gedient haben? 

20. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse bestätigen, wonach Ver- 
mögen der SED/PDS bzw. des Staatssicherheitsdienstes einschließ- 
lich des Bereichs Kommerzielle Koordinierung in die CSG-Holding 
und ihre Tochter- und Nachfolgeunternehmen geflossen ist? 

21. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wonach Geld, das 
der CSG-Holding illegal entzogen wurde, Interessenverbänden der 
Angehörigen des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes oder der 
SED bzw. anderen Nachfolgeeinrichtungen, z. B. der PDS, zugeflos- 
sen sind, und ermitteln die zuständigen Behörden des Bundes in 
dieser Sache? 


Es liegen bislang keine Hinweise dafür vor, daß Vermögenswerte 
der SED/PDS in die einzelnen Wachschutz -Firmen geflossen sind 
oder von diesen Firmen Geldbeträge der Partei zur Verfügung 
gestellt wurden. Die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin 
hat für das Ermittlungsverfahren - 1 Ko Js 651/93 - umfangreiche 
Geschäftsunterlagen sichergestellt, deren Auswertung erst 
beginnt. Das Sekretariat der Unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien und Massenorganisa- 
tionen der DDR beim Bundesministerium des Innern (UKPV) wird 
im Wege der Akteneinsicht prüfen, ob es zwischen diesen Firmen 
und der SED/PDS finanzielle und sonstige Verflechtungen gege- 
ben hat oder noch gibt. Bekannt ist, daß die Stammanteile der 
Alwas GmbH in Höhe von je 10 000 M/DDR von den fünf Grün- 
dungsgesellschaftern aus eigenen Mitteln finanziert worden sind. 
Umlaufmittel erhielt die Gesellschaft aus Aufträgen, die aufgrund 
von Beziehungen unmittelbar nach Gründung eingingen. 
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Erkenntnisse, wonach Vermögen des Staatssicherheitsdienstes in 
die CSG-Holding und ihre Tochter-Nachfolgeunternehmen ge- 
flossen ist, liegen dem für die Aufklärung des Stasi-Vermögens 
zuständigen Bundesverwaltungsamt nicht vor. Gleiches gilt für 
den Entzug von Geldern aus der CSG-Holding zugunsten von 
Interessenverbänden der Angehörigen des Staatssicherheitsdien- 
stes der DDR. 


22. Kann die Bundesregierung Angaben bestätigen, wonach in den 
Räumen der CSG-Holding in der Stubbenrauchstraße 3 in Berlin im 
Zusammenhang mit dem Konkurs massenhaft Akten verschleppt 
bzw. vernichtet wurden, und welche Anstrengungen hat die Bun- 
desregierung in Zusammenarbeit mit den Sicherheitsbehörden des 
Landes Berlin unternommen, dies zu verhindern? 

23. Hat die Bundesregierung Kenntnis über ähnliche Aktionen in ande- 
ren Geschäftsräumen oder bei anderen Unternehmen der CSG- 
Holding? 


Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 


24. Wird die Vergabe von Aufträgen zur Überwachung von Einrichtun- 
gen des Bundes an Unternehmen, die von führenden Angehörigen 
des Staatssicherheitsdienstes durchsetzt waren oder sind, straf- 
rechtliche oder disziplinarische Folgen für die verantwortlichen 
Beamten haben? 


Bei der seinerzeitigen Erteilung der Aufträge an die Unternehmen 
bestand kein Anlaß zu der Vermutung, daß diese von führenden 
Angehörigen der Stasi durchsetzt waren. Straf- oder Disziplinar- 
verfahren gegen die für die Auftragsvergabe zuständigen 
Beschäftigten sind daher nicht eingeleitet worden. 


25. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um künftig 
eine Zusammenarbeit mit führenden Mitarbeitern des ehemaligen 
Staatssicherheitsdienstes der DDR bei der Überwachung und Siche- 
rung von Einrichtungen des Bundes auszuschließen? 


Unter Berücksichtigung der inzwischen vorliegenden Informatio- 
nen wird vom BMF vor Erteilung weiterer Aufträge für die Be- 
wachung bundeseigener Liegenschaften in geeigneter Weise 
besonders geprüft, ob sie führende Mitarbeiter der Stasi beschäf- 
tigen. 

Für den Bereich des BMVg ist vorgesehen, daß künftig nicht nur 
das Wachpersonal, sondern auch Geschäftsinhaber, Gesellschaf- 
ter, Vorstand, Geschäftsführer und leitende Angestellte des Auf- 
tragnehmers erklären, daß sie nicht für das frühere MfS/ANS tätig 
waren. ' 

Das Bundesministerium für Verkehr strebt an, im Wach- und 
Sicherungsdienst nur Unternehmen einzusetzen, die in der Ge- 
heimschutzbetreuung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
stehen. 
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